
PLANZEICHENERLÄUTERUNG

GELTUNGSBEREICH
(§ 9 ABS. 7 BAUGB)

WA ALLGEMEINES WOHNGEBIET (WA)
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 4 BAUNVO)

0,4 GRUNDFLÄCHENZAHL
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 19 BAUNVO)

GOKMAX = 10 m
HÖHE BAULICHER ANLAGEN ALS HÖCHSTMASS;  
HIER: MAXIMAL ZULÄSSIGE GEBÄUDEOBERKANTE
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 18 BAUNVO)

II ZAHL DER VOLLGESCHOSSE (HÖCHSTMASS)
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 20 BAUNVO)

o OFFENE BAUWEISE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 2 BAUNVO)

BAUGRENZE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 23 ABS. 3 BAUNVO)

2 WO
HÖCHSTZULÄSSIGE ZAHL DER WOHNUNGEN JE WOHNGE-
BÄUDEN
(GEM. § 9 ABS. 1 NR. 6 BAUGB)

VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG; 		
HIER: MISCHVERKEHRSFLÄCHE
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

FLÄCHEN FÜR DIE ABWASSERBESEITIGUNG; HIER: 
VERSICKERUNGSMULDE, RÜCKHALTEBECKEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 14 BAUGB)

OBERIRDISCHE VERSORGUNGSLEITUNGEN, HIER: 
0,4-KV-FREILEITUNG (SOLL VERLEGT WERDEN)
(§ 9 ABS. 1 NR. 13 BAUGB)

ö ÖFFENTLICHE GRÜNFLÄCHE
(§ 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB)

lr,gr
MIT GEH- UND LEITUNGSRECHTEN ZU BELASTENDE 
FLÄCHEN; HIER: ENTSORGUNGSSTREIFEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 21 BAUGB)

UMGRENZUNG DER FLÄCHEN FÜR BESONDERE ANLAGEN 
UND VORKEHRUNGEN ZUM SCHUTZ VOR SCHÄDLICHEN 
UMWELTEINWIRKUNGEN IM SINNE DES BUNDES-IMMIS-
SIONSSCHUTZGESETZES; HIER: LÄRMSCHUTZWALL
(§ 9 ABS. 1 NR. 24 BAUGB)

A1 Zuordnung der Ausgleichsmaßnahmen; die genaue Lage kann 
dem Umweltbericht entnommen werden.

Baugebiet
Wohnungen je 
Wohngebäude

Vollgeschosse

GRZ
Höhe baulicher 

Anlagen

Bauweise

ERLÄUTERUNG DER NUTZUNGSSCHABLONE

 14.	ANPFLANZUNG VON BÄUMEN, 
STRÄUCHERN UND SONSTIGEN 
BEPFLANZUNGEN

	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 25 A BAUGB

Ausgleichsmaßnahme A1 - Anlage von 
intensiv begrünten Gartenflächen: Die nicht 
überbaubaren Grundstücksflächen sind als intensiv 
begrünte Gartenflächen anzulegen, sofern sie nicht für 
Zufahrten, Stellplätze, Wege und Terrassen oder wei-
tere Gestaltungselemente benötigt werden. Zulässig 
sind alle Maßnahmen, die geeignet sind, eine anspre-
chende Durchgrünung des Wohngebietes und eine 
harmonische und optisch ansprechende Einbindung 
in das umgebende Landschafts- und Siedlungsbild zu 
erreichen, so dass ein harmonisches Gesamtbild ent-
steht. 

Für die Anpflanzung von Gehölzen sind bei mindestens 
50% der Gehölze einheimische und regionaltypische 
Arten der Pflanzliste zu verwenden. Pro Garten ist 
mindestens 1 hochstämmiger Obstbaum oder einhei-
mischer und regionaltypischer Laubbaum-Hochstamm 
mit einem Stammumfang von mindestens 16-18 cm zu 
pflanzen und möglichst dauerhaft, mindestens jedoch 
für 20 Jahre zu erhalten. Mögliche Arten/Sorten sind in 
der unten stehenden Pflanzliste aufgeführt.

Ausgleichsmaßnahme A2 - Anpflanzung von 
Strauchhecken: Zu den Ackerflächen der angrenzen-
den freien Landschaft hin sind innerhalb der nördli-
chen Baugrundstücke entlang der jeweils rückwärtigen 
Baugrundstücksgrenzen ca. 3 m breite Strauchhecken 
anzulegen und möglichst dauerhaft, mindestens jedoch 
für 20 Jahre zu erhalten. Es sind im Abstand von ca. 1,5 
m - 2 m Strauchpflanzungen durchzuführen. Es werden 
jeweils 3-5 Individuen der gleichen Art in Gruppen 
gesetzt, wobei eine Kombination von möglichst vie-
len Arten (mind. 4) erfolgen soll. Es sind einheimi-
sche und regionaltypische Arten der unten stehenden 
Pflanzliste zu verwenden. Statt Strauchhecken ist auch 
die Anpflanzung von Obstbaumreihen möglich.

Ausgleichsmaßnahme A3 - Entwicklung 
einer frischen bzw. wechselfeuchten Wiese: 
Im Bereich der kleinen öffentlichen Grünfläche 
am Ende des westlichen Wendehammers sowie 
des Regenrückhaltebeckens ist durch die Einsaat 
einer geeigneten Saatgutmischung (z. B. RSM 7.1.2 
Landschaftsrasen-Standard mit Kräutern im Bereich 
der Grünfläche bzw. RSM 7.3.1 Landschaftsrasen 
in staunässegefährdeten Lagen wie Mulden oder 
Rigolen im Bereich des Regenrückhaltebeckens) sind 
Wiesen frischer bzw. wechselfeuchter Standorte zu 
entwickeln, die je nach Bedarf gemäht werden kön-
nen. Gemäß § 40 BNatSchG dürfen nur gebietsheimi-
sche Saatgutmischungen mit der regionalen Herkunft 
„Oberrheingarten mit Saarpfälzer Bergland“ (Region 
9) verwendet werden.

Ausgleichsmaßnahme A4 - Gehölzbepflanzung 
des Lärmschutzwalls: Zur besseren Einbindung 
des Lärmschutzwalls in das Landschaftsbild 
sowie zur Schaffung ökologisch hochwertigen 
Lebensraumes werden auf dem Lärmschutzwall dichte 
Gehölzstrukturen mit gestuftem Rand (d. h. Kern- und 
Mantelzone) angelegt und dauerhaft erhalten. Es 
sind regional- und standorttypische Arten zu verwen-
den, die im Planungsraum heimisch sind und daher 
von der ansässigen Tierwelt z. B. als Nahrungs- und 
Bruthabitat genutzt werden können. Mit den Arten 
der unten stehenden Pflanzliste sind dichte Gruppen-
Strauchpflanzungen vorzunehmen. Dabei werden 
jeweils 3-5 Individuen der gleichen Art in Gruppen 
gesetzt, wobei eine Kombination von möglichst vielen 
Arten (vier bis acht Arten) erfolgen soll. Aufgrund 
des starken Neigungsgrades der Böschungen sind 
aus Erosionsschutzgründen die Gehölze in engen 
Pflanzrastern von ca. 1,5 m x 1,5 m auf der flachen 
und ca. 1 m x 1 m auf der steilen Böschungsseite 
Richtung L 167 anzupflanzen. Um eine strukturreiche 
Ausbildung des Gehölzbestandes zu erhalten, ist bei 
der Gehölzanordnung auf eine Höhenabstufung zu 
achten, d. h. die unterschiedlichen Gehölzarten sind 
innerhalb der Baumhecken so anzuordnen, dass die 
niedrigwüchsigen am Rand und die hochwüchsigen/ 
hochstämmigen Bäume in der Mitte gepflanzt werden. 
Bei der Auswahl der Gehölzarten ist auf die verschie-
denen Standortverhältnisse zu achten. Hier existieren 
kleinräumig zum Teil starke Unterschiede (z. B. trockene 
Böschungsoberkante, frischere Böschungsunterkante). 
Am jeweiligen Außenrand der Hecke Richtung 
Baugrundstücke bzw. Richtung L 167 ist ein mit 
unterschiedlichen Straucharten durchsetzter gestufter 
Strauchmantel mit vorgelagertem Krautsaum zu ent-
wickeln. Je nach Bedarf kann ein Zurückschneiden des 
Gehölzbestandes erfolgen. Es sind gebietsheimische 
Gehölze mit der regionalen Herkunft „Westdeutsches 
Bergland und Oberrheingraben“ (Region 4) nach 
dem „Leitfaden zur Verwendung gebietseigener 
Gehölze“ (BMU, Januar 2012) zu verwenden. Für 
die Pflanzarbeiten gelten die Bestimmungen der DIN 
18916. Die Pflanzungen müssen wenn nötig gegen 
Wildverbiss geschützt werden. Wenn eine Zaunanlage 
verwendet wird, ist diese auf die notwendige Höhe 
zu begrenzen und sobald sie nicht mehr benö-
tigt wird wieder zu beseitigen. Dies gilt auch für 
Einzelschutzspiralen oder ähnliche Vorkehrungen.

Pflanzliste:
Für die Hochstämme sind folgende Arten zu verwen-
den:

•	 Ahorn (Acer pseudoplatanus/ platanoides)
•	 Buche (Fagus sylvatica)
•	 Vogelbeere (Sorbus aucupria)
•	 Stieleiche (Quercus robur)
•	 Hainbuche (Carpinus betulus)
•	 Vogelkirsche (Prunus avium)
•	 Sommerlinde (Tilia platyphyllos)
•	 Walnuss (Juglans regia)
•	 Hochstämmige Obstbäume
Geeignete Arten und Sorten von hochstämmigen 
Obstbäumen sind ausführlich in der Broschüre „Obst-
sorten für den Streuobstbau in Rheinland-Pfalz“ 
(2003) beschrieben. Die Broschüre kann im Internet 
unter anderem beim NABU Rheinland-Pfalz unter 
http://rlp.nabu.de/imperia/md/images/rlp/umwelt/
streuobst.pdf heruntergeladen werden. Auch der 
Verband der Gartenbauvereine Saarland - Rhein-
land-Pfalz e. V. hat auf seiner Internetseite unter 
https://www.gartenbauvereine.de/saarland_rhein-
land-pfalz/index.php/streuobst/obstwiesen/empfeh-
lenswerte-streuobstsorten eine Liste mit empfeh-
lenswerten Apfel- und Birnensorten veröffentlicht. 
Daneben nennt die Broschüre „Apfelsorten im Saar-
land“ des Ministeriums für Umwelt und Verbraucher-
schutz des Saarlandes empfehlenswerte Apfelsorten 
für Garten und Obstbaumwiesen.

Mindestqualität der Hochstämme: 3-mal verpflanzt, 
mindestens 14-16 cm Stammumfang (StU) gemessen 
in 1m Höhe.

Für die Sträucher sind folgende Arten zu verwenden:

•	 Gew. Schneeball (Viburnum opulus)
•	 Hainbuche (Carpinus betulus)
•	 Blutroter Hartriegel (Cornus sanguinea)
•	 Schwarzer Holunder (Sambucus nigra)
•	 Hasel (Corylus avellana)
•	 Himbeere (Rubus idaeus)
•	 Sal-Weide (Salix caprea)
•	 Vogelkirsche (Prunus avium)
•	 Buche (Fagus sylvatica)
•	 diverse Wildrosen (Rosa spec.)
•	 Hundsrose (Rosa canina)
•	 Vogelbeere (Sorbus aucuparia)
•	 Weißdorn (Crataegus monogyna, C. laevigata)
•	 Birke (Betula pendula)
•	 Schlehe (Prunus spinosa)
•	 Brombeere (Rubus fruticosus agg.)
•	 Stiel-Eiche (Quercus robur)

Mindestqualität der Sträucher: 2-mal verpflanzt, Höhe 
60-120 cm

Es sind gebietsheimische Gehölze mit der regionalen 
Herkunft „Westdeutsches Bergland und Oberrhein-
graben“ (Region 4) nach dem „Leitfaden zur Verwen-
dung gebietseigener Gehölze“ (BMU, Januar 2012) zu 
verwenden. Die Pflanzqualität muss den Gütebestim-
mungen für Baumschulpflanzen, 1995 der FLL (For-
schungsgesellschaft Landschaftsentwicklung, Land-
schaftsbau e. V. Bonn) entsprechen.

Für alle Pflanzarbeiten gelten die Bestimmungen der 
DIN 18916 und DIN 18919.

Bei den Anpflanzungen der Bäume und Sträucher sind 
die durch das Nachbarschaftsrecht vorgegebenen 
Mindestabstände zu beachten.

1.	 ART DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M.
§ 4 BAUNVO

1.1	 ALLGEMEINES WOHNGEBIET WA

zulässig sind:

ausnahmsweise zulässig sind:

nicht zulässig sind:

Gem. § 4 BauNVO - Allgemeines Wohngebiet

Gem. § 4 Abs. 2 BauNVO

1.	 Wohngebäude,
2.	 nicht störende Handwerksbetriebe,
3.	 Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und 

gesundheitliche Zwecke.

Gem. § 4 Abs. 3 BauNVO

1.	 Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
2.	 sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,
3.	 Anlagen für Verwaltungen.

Gem. § 4 Abs. 3 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 BauNVO 
und § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO

1.	 die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, 
Schank- und Speisewirtschaften,

2.	 Anlagen für sportliche Zwecke,
3.	 Gartenbaubetriebe,
4.	 Tankstellen.

2.	 MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. §§ 16-21A BAUNVO

2.1	GRUNDFLÄCHENZAHL Siehe Plan, gem. § 19 BauNVO.

Die Grundflächenzahl (GRZ) wird gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 
BauGB i.V.m. § 19 Abs. 1 und Abs. 4 BauNVO auf 0,4 
festgesetzt. Bei der Ermittlung der Grundfläche sind 
die Grundflächen von
1.	Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,
2.	Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO,
3.	baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, 

durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut 
wird,

mitzurechnen.

Gem. § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO darf die festgesetzte 
GRZ durch Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten, 
durch Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und 
durch bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberflä-
che, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut 
wird, (§ 19 Abs. 4 Nr. 1 bis 3 BauNVO) bis zu einer GRZ 
von 0,6 überschritten werden.

2.2	HÖHE BAULICHER ANLAGEN Siehe Plan, gem. § 18 BauNVO

Maßgebender oberer Bezugspunkt für die maxi-
male Höhe ist die Oberkante der baulichen und 
sonstigen Anlagen (Gebäudeoberkante, Attika, etc.). 
Unterer Bezugspunkt für die maximale Höhe bau-
licher und sonstiger Anlagen ist die Oberkante der 
Erschließungsstraße gemessen an der straßenseitigen 
Gebäudemitte.

Die Gebäudeoberkante wird definiert durch den 
höchstgelegenen Abschluss einer Außenwand oder 
den Schnittpunkt zwischen Außenwand und Dachhaut 
(Wandhöhe) oder den Schnittpunkt zweier geneigter 
Dachflächen (Firsthöhe).

Grenzen zwei Straßen an das Gebäude an, ist die nied-
rigere der beiden Straßenhöhen als Bezugspunkt zu 
wählen.

Durch Photovoltaikmodule / Solarmodule inkl. der zum 
Betrieb erforderlichen Anlagen und Bauteile kann die 
zulässige Oberkante überschritten werden.

2.3	ZAHL DER VOLLGESCHOSSE Siehe Plan, gem. § 20 BauNVO

Die maximal zulässige Zahl der Vollgeschosse wird im 
Allgemeinen Wohngebiet auf II Vollgeschosse begrenzt.

3.	 BAUWEISE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 22 BAUNVO

Siehe Plan. Es wird eine offene Bauweise festgesetzt.

In der offenen Bauweise gem. § 22 Abs. 2 BauNVO 
sind Gebäude mit seitlichem Grenzabstand zu errich-
ten, die Länge der Baukörper darf 50 m nicht über-
schreiten.

Bei Doppelhäusern ist eine Grenzbebauung zulässig. 

4.	 ÜBERBAUBARE UND NICHT ÜBERBAUBARE 
GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 23 BAUNVO

Siehe Plan. Die überbaubaren Grundstücksflächen sind 
im Bebauungsplangebiet durch die Festsetzung von 
Baugrenzen bestimmt. Gem. § 23 Abs. 3 BauNVO dür-
fen Gebäude und Gebäudeteile die Baugrenze nicht 
überschreiten. Demnach sind die Gebäude innerhalb 
des im Plan durch Baugrenzen definierten Standortes 
zu errichten. Ein Vortreten von Gebäudeteilen in 
geringfügigem Ausmaß kann zugelassen werden. 

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sind 
untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen 
(§ 14 BauNVO) zulässig, die dem Nutzungszweck der 
in dem Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des 
Baugebietes selbst dienen und die seiner Eigenart 
nicht widersprechen. Die Ausnahmen des § 14 Abs. 2 
BauNVO gelten entsprechend.

Das gleiche gilt für bauliche Anlagen, soweit sie nach 
Landesrecht in den Abstandsflächen zulässig sind oder 
zugelassen werden können.

5.	 FLÄCHEN FÜR STELLPLÄTZE
	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB Je Wohneinheit sind 2 Stellplätze auf dem 

Privatgrundstück zu errichten. 

6.	 HÖCHSTZULÄSSIGE ZAHL DER 
WOHNUNGEN JE WOHNGEBÄUDE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 6 BAUGB Im Allgemeinen Wohngebiet sind je Wohngebäude 

maximal 2 Wohnungen zulässig.

7.	 VERKEHRSFLÄCHEN BESONDE-
RER ZWECKBESTIMMUNG; HIER: 
MISCHVERKEHRSFLÄCHE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB Siehe Plan. 

8. 	 OBERIRDISCHE VERSORGUNGSLEITUNG; 
HIER: 0,4-KV-FREILEITUNG

		 GEM. § 9 ABS.1 NR. 13 BAUGB Siehe Plan.

9.	 FLÄCHEN FÜR DIE ABWASSERBESEITIGUNG 
MIT DER ZWECKBESTIMMUNG 
VERSICKERUNGSMULDE, 
RÜCKHALTEBECKEN 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 14 BAUGB

Siehe Plan.

10.	 ÖFFENTLICHE GRÜNFLÄCHE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB Siehe Plan.

11.	 MIT GEH- UND LEITUNGSRECHTEN 
ZU BELASTENDE FLÄCHEN, HIER: 
WARTUNGSSTREIFEN

	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 21 BAUGB Siehe Plan.
Im Bereich der öffentlichen Grünfläche im Osten des 
Plangebietes werden mit Geh- und Leitungsrechten 
zu belastende Flächen zugunsten der Energis-
Netzgesellschaft mbH festgesetzt. Hier soll die 
Freileitung als Erdkabel verlegt werden.

12.	 MIT GEH- UND LEITUNGSRECHTEN 
ZU BELASTENDE FLÄCHEN, HIER: 
ENTSORGUNGSSTREIFEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 21 BAUGB

Siehe Plan.

Um den Abfluss des Niederschlagswassers und somit 
die Entwässerung zu gewährleisten wird eine mit Geh- 
und Leitungsrechten zugunsten der KDÜ zu belastende 
Fläche, als Entsorgungsstreifen mit einer Breite von 2,0 
m, festgesetzt. Bauliche und sonstige Anlagen sowie 
Bepflanzungen sind unzulässig.

13.	 ANLAGEN UND VORKEHRUNGEN ZUM 
SCHUTZ VOR SCHÄDLICHEN UMWELTEIN-
WIRKUNGEN IM SINNE DES BUNDES-IM-
MISSIONSSCHUTZGESETZES 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 24 BAUGB Siehe Plan.

Hier wird ein max. 4 m hoher und 12 m breiter 
Wall aus Erdmassen aufgeschüttet. Der maximale 
Böschungswinkel des Walles beträgt 1:1,25, wobei die 
steilere Wallseite der L 167 zugewandt ist.

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (GEM. § 9 BAUGB)

VERFAHRENSVERMERKE
•	 Der Gemeinderat der Gemeinde Überherrn hat 

am 06.07.2017 die Einleitung des Verfahrens zur 
Aufstellung des Bebauungsplanes „Wohngebiet 
Roter Hügel“ beschlossen (§ 2 Abs. 1 BauGB).

•	 Der Beschluss, diesen Bebauungsplan aufzustel-
len, wurde am 20.07.2017 ortsüblich bekanntge-
macht (§ 2 Abs.1 BauGB).

•	 Es wird bescheinigt, dass die im räumlichen Gel
tungsbereich des Bebauungsplanes gelegenen 
Flurstücke hinsichtlich ihrer Grenzen und Bezeich-
nungen mit dem Liegenschaftskataster überein-
stimmen.

•	 Die Öffentlichkeit wurde im Rahmen einer Unter-
richtung in der Zeit vom 28.07.2017 bis ein-
schließlich 28.08.2017 frühzeitig beteiligt (§  3 
Abs. 1 BauGB).

•	 Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange, deren Aufgabenbereich von der Planung 
berührt werden kann, wurden mit Schreiben vom 
19.07.2017 frühzeitig beteiligt und demgemäß 
von der Planung unterrichtet und um Äußerung 
auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach 
§  2 Abs.  4 BauGB (Scoping) aufgefordert (§  4 
Abs. 1 BauGB). Ihnen wurde eine Frist bis zum 
28.08.2017 zur Stellungnahme eingeräumt.

•	 Der Gemeinderat der Gemeinde Überherrn 
hat in seiner Sitzung am 23.11.2017 den Ent-
wurf gebilligt und die öffentliche Auslegung des 
Bebauungsplanes „Wohngebiet Roter Hügel“ be-
schlossen (§ 3 Abs. 2 BauGB).

•	 Der Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend 
aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil 
(Teil  B) sowie der Begründung, hat in der Zeit 
vom 22.12.2017 bis einschließlich 22.01.2018 
öffentlich ausgelegen (§ 3 Abs. 2 BauGB).

•	 Ort und Dauer der Auslegung wurden mit dem 
Hinweis, dass Stellungnahmen während der Aus-
legungsfrist von jedermann schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch per Mail abgegeben wer-
den können, dass nicht fristgerecht abgegebene 
Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über 
den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben 
können, am 14.12.2017 ortsüblich bekannt ge-
macht (§ 3 Abs. 2 BauGB).

•	 Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange sowie die Nachbargemeinden wur-
den mit Schreiben vom 12.12.2017 von der 
Auslegung benachrichtigt (§  3 Abs.  2 BauGB, 
§  4 Abs.  2 BauGB und § 2 Abs. 2 BauGB). Ih-
nen wurde eine Frist bis zum 22.01.2018 zur 
Stellungnahme eingeräumt.

•	 Während der öffentlichen Auslegung gingen sei-
tens der Behörden und der sonstigen Träger öf-
fentlicher Belange, der Nachbargemeinden sowie 
der Bürger Anregungen und Stellungnahmen ein. 
Die Abwägung der vorgebrachten Bedenken und 
Anregungen erfolgte durch den Gemeinderat am 
27.02.2018. Das Ergebnis wurde denjenigen, die 
Anregungen und Stellungnahmen vorgebracht 

haben, mitgeteilt (§ 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB). 

•	 Der Gemeinderat hat am 27.02.2018 den Bebau-
ungsplan „Wohngebiet Roter Hügel“ als Satzung 
beschlossen (§  10 Abs.  1 BauGB). Der Bebau-
ungsplan besteht aus der Planzeichnung (Teil A) 
und dem Textteil (Teil  B), der Begründung, dem 
dazugehörigen Umweltbericht und der Entwässe-
rungskonzeption.

•	 Der Bebauungsplan „Wohngebiet Roter Hügel“ 
wird hiermit als Satzung ausgefertigt.

	 Überherrn, den __.__.____ 

	 ___________________________________
					      Der Bürgermeister
					   

•	 Der Satzungsbeschluss wurde am 08.03.2018 
ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
In dieser Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit 
der Einsichtnahme, die Voraussetzungen für die 
Geltendmachung der Verletzung von Vorschrif-
ten sowie auf die Rechtsfolgen der §§ 214, 215 
BauGB, ferner auf Fälligkeit und Erlöschen der 
Entschädigungsansprüche gem. § 44 Abs. 3 Satz 
1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und auf die Rechts-
folgen des § 12 Abs. 6 KSVG hingewiesen wor-
den.

•	 Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungs-
plan „Wohngebiet Roter Hügel“, bestehend aus 
der Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil 
B) sowie der Begründung mit zusammenfassen-
der Erklärung, in Kraft (§ 10 Abs. 3 BauGB).

	 Überherrn, den __.__.____ 

	 ___________________________________
					      Der Bürgermeister

Bearbeitet im Auftrag der 
Kommunale Dienste Überherrn GmbH 
Rathausstraße 47 
66802 Überherrn
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Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 49-54 Landeswassergesetz)

•	 Der nördliche Teil des Plangebietes (0,79 ha) ist an die vorhandene Mischwasserkanalisation anzuschließen. 
Der südöstliche Teil des Plangebietes (1,08 ha) ist im Trennsystem zu entwässern. Die genaue Aufteilung ist 
dem Entwässerungskonzept zu entnehmen.

•	 Das Schmutzwasser ist durch Anschluss an die vorhandene öffentliche Kanalisation zu entsorgen.

•	 Anfallendes Regenwasser ist sowohl im nördlichen als auch im südlichen Teil des Plangebietes in unterirdi-
schen Zisternen zu speichern und gedrosselt abzugeben. Für die Bemessung der Zisternen wird festgesetzt: 
Das Nutzvolumen der Regenwasserzisterne wird auf ≥ 2 m3, das Retentionsvolumen auf 3 m3 und der Dros-
selabfluss auf 2 l/s festgelegt.

•	 Infolge der Auslastungsgrade des nachfolgenden Trennsystems ist der Drosselabfluss auf 20 l/s zu begren-
zen. Somit ist eine Regenwasserrückhaltung erforderlich.

•	 Im Plangebiet wird eine Mulde bzw. ein Rückhalteraum mit einem Volumen von 70 m3 für die Rückhaltung, 
Ableitung von Niederschlagswasser angelegt. 

•	 Bauliche Anlagen sowie Bäume, Sträucher und sonstige Bepflanzungen müssen einen Mindestabstand von 
3 m zur Entwässerungsmulde aufweisen. Der Mindestabstand kann ausnahmsweise unterschritten werden, 
wenn nachgewiesen wird, dass die Funktionsfähigkeit der Entwässerungsmulde nicht eingeschränkt wird.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 85 Abs. 4 LBO)
•	 Dacheindeckung: Dacheindeckungen in glänzenden reflektierenden Materialien sind unzulässig. Die Installa-

tion von Anlagen zur Nutzung von Solarenergie / Photovoltaik auf den Dachflächen ist zulässig.
•	 Fassadengestaltung: Unzulässig sind Fassadenverkleidungen aus glänzenden/reflektierenden Materialien.
•	 Fassaden und Dachflächen der Wohngebäude können zwecks naturschutzfachlicher Aufwertung und Verbes-

serung des Mikroklimas begrünt werden.
•	 Doppelhäuser sind mit der gleichen Dachform und profilgleich zu errichten.
•	 Mülltonnen sind entweder in Schränken einzubauen oder sichtgeschützt aufzustellen. 
•	 Pkw-Stellplätze auf den privaten Grundstücken sowie deren Zufahrten sind ebenso wie sonstige Wege und 

Zugänge auf den Grundstücken flächensparend und wasserdurchlässig zu gestalten. Eine Vollversiegelung 
ist unzulässig.

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN

(§ 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. LBO UND SWG)

STÄDTEBAULICHES KONZEPT

DIE KATASTERGRUNDLAGE IST IM ORIGINAL BESTÄTIGT. 
Stand Katastergrundlage Kernplan: 18.09.2015

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes gelten u. a. folgende Ge-
setze und Verordnungen:

•	 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 
2414), zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 3 
des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808) 
(Verfahren).

•	 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634) 
(Satzungsbeschluss).

•	 Baunutzungsverordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 
132), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 04. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057) (Verfah-
ren).

•	 Baunutzungsverordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. I 
S. 3786) (Satzungsbeschluss).

•	 Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleit-
pläne und die Darstellung des Planinhalts (Plan-
zeichenverordnung - PlanzV) vom 18. Dezember 
1990 (BGBI. I S. 58), zuletzt geändert durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 04. Mai 2017 (BGBl. I S. 
632).

•	 Saarländische Landesbauordnung (LBO) (Art. 1 
des Gesetzes Nr. 1544) vom 18. Februar 2004, 
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 13. Juli 
2016 (Amtsbl. I S. 714).

•	 Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG) vom 
29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 08. Septem-
ber 2017 (BGBI. I S. 3370) (Verfahren), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. 
September 2017 (BGBI. I S. 3434) (Satzungsbe-
schluss.

•	 Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im 
Saarland - Saarländisches Naturschutzgesetz 
- (SNG) - vom 05. April 2006 (Amtsbl. 2006 S. 
726), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 13. 
Oktober 2015 (Amtsbl. I S. 790).

•	 Saarländisches Wassergesetz (SWG) vom 28. 

Juni 1960 in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 30. Juli 2004 (Amtsbl. S. 1994), zuletzt ge-
ändert durch das Gesetz vom 3. Dezember 2013 
(Amtsbl. I 2014 S. 2).

•	 § 12 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes 
(KSVG) des Saarlandes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. S. 
682), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 15. 
Juni 2016 (Amtsbl. I S. 840).

•	 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBI. S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBI. I S. 1274).

•	 Saarländisches Gesetz zur Ausführung des Bun-
des-Bodenschutzgesetzes (Saarländisches Boden-
schutzgesetz - SBodSchG) vom 20. März 2002 
(Amtsbl. 2002 S. 990), zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 21. November 2007 (Amtsbl. S. 
2393).

•	 Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDschG) 
(Art. 1 des Gesetzes Nr. 1554 zur Neuordnung 
des saarländischen Denkmalrechts) vom 19. Mai 
2004 (Amtsbl. S. 1498), zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 13. Oktober 2015 (Amtsblatt I S. 
790).

•	 Verordnung über die Festsetzung eines Wasser-
schutzgebietes für das Einzugsgebiet der in der 
Gemarkung Differten, im Bisttal und im Hufenge-
biet gelegenen Wassergewinnungsanlagen (Was-
serschutzgebietsverordnung Hufengebiet) vom 
18. März 1985, zuletzt geändert durch die Ver-
ordnung vom 24. Januar 2006 (Amtsbl. S. 174).

•	 Waldgesetz für das Saarland (Landeswaldgesetz 
- LWaldG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 26. Oktober 1977 (Amtsbl. 1977 S. 1009), 
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 20. Sep-
tember 2017 (Amtsbl. I S. 868).

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

•	 Nach § 39 Abs. 5 Punkt 2 BNatSchG ist es verboten, Bäume, die außerhalb des Waldes und von Kurzum-
triebsplantagen oder gärtnerisch genutzten Grundflächen stehen, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und 
andere Gehölze in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September abzuschneiden, zu roden oder auf den 
Stock zu setzen.

•	 Sind im Plangebiet Altlasten oder altlastenverdächtige Flächen bekannt oder ergeben sich bei späteren 
Bauvorhaben Anhaltspunkte über schädliche Bodenveränderungen, besteht gemäß § 2 Abs. 1 Saarländi-
sches Bodenschutzgesetz (SBodSchG) die Verpflichtung, das Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz als 
Untere Bodenschutzbehörde zu informieren.

•	 Für den Planungsbereich liegen keine Luftbilder oder sonstige Unterlagen vor, die eine Kampfmittelbe-
lastung für den Planungsbereich dokumentieren. Das Vorhandensein von Kampfmitteln kann somit nicht 
ausgeschlossen werden, sodass eine vorsorgliche Überprüfung vor geplanten Erdarbeiten empfohlen wird. 
Sollten Kampfmittel gefunden werden, so ist über die zuständige Polizeidienststelle der Kampfmittelbeseiti-
gungsdienst unverzüglich zu verständigen.

•	 Baudenkmäler und Bodendenkmäler sind nach heutigem Kenntnisstand von der Planung nicht betroffen. 
Auf die Anzeigepflicht und das befristete Veränderungsverbot bei Bodenfunden gem. § 12 SDSchG wird 
hingewiesen.

•	 Der Geltungsbereich befindet sich im Bereich einer ehemaligen auf Schwefelerz und Eisenerz verliehenen 
Konzession. Bei späteren Ausschachtungsarbeiten ist auf Anzeichen von altem Bergbau zu achten und ggf. 
Mitteilung beim Oberbergamt des Saarlandes zu machen.

HINWEISE

•	 Lage im „Regionalpark Saar“.

Wasserschutzgebiet
•	 Lage im Wasserschutzgebiet C 20 Bisttal (Schutzzone III).
•	 Durch das geplante Vorhaben können Verbotsbestimmungen der geltenden Wasserschutzgebietsverord-

nung (WSGVO) unter § 3 Abs. 3 berührt werden, die der Ausnahme gemäß § 4 der v. g. WSGVO bedürfen. 
Im Rahmen der späteren Umsetzung von Baumaßnahmen ist deren Vereinbarkeit mit den Anforderungen 
bzw. den Vorschriften der WSGVO zu überprüfen. Erst nach Vorlage der konkreten Bauanträge unter Be-
rücksichtigung der rechtlichen Vorgaben können die ggfs. erforderlichen Auflagen festgesetzt werden. So-
fern im Rahmen der späteren Bebauung im Bereich der innerhalb des festgesetzten Wasserschutzgebietes 
gelegenen Grundstücke Erdwärmepumpenanlagen installiert werden sollten, wird eine Ausnahmegenehmi-
gung gem. § 4 der o. a. WSGVO seitens des LUA nicht in Aussicht gestellt.

•	 Aufgrund der Lage innerhalb eines Wasserschutzgebietes ist bei der Baustelleneinrichtung und der Bau-
durchführung der Grundwasserschutz in besonderem Maße zu beachten, um eine Gefährdung des oberflä-
chennahen Grundwassers zu vermeiden.

•	 Für die Ausführung vorgesehener Sauberkeits-, Trag- oder Dränschichten sowie für die Verfüllung von 
Arbeitsräumen (Kanalgräben, Baugruben usw.) darf nur Material verwendet werden, das keine auslaug-
baren wassergefährdenden Bestandteile enthält bzw. Material, das der Einbauklasse 0 der LAGA Mitteilung 
M20 (Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen Stand, September 2005) ent-
spricht.

•	 Bei Planungen sind die einschlägigen Regelungen der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wasser-
gefährdenden Stoffen (AwSV) in der jeweils aktuellen Fassung zu beachten.

Wald
Gem. § 14 Abs. 3 LWaldG ist bei der Errichtung von Gebäuden auf waldnahen Grundstücken ein Abstand von 
30 Metern zwischen Waldgrenze und Außenwand des Gebäudes einzuhalten. Die gleichen Abstände sind bei 
der Neubegründung von Wald zu Gebäude einzuhalten. Durch die Erweiterung bestehender Gebäude dürfen 
die gemäß Satz 1 einzuhaltenden Abstände nicht verkürzt werden. Die Forstbehörde genehmigt Ausnahmen 
von dem gemäß Satz 1 einzuhaltenden Abstand, wenn
1.	 der Eigentümer des zu bebauenden Grundstücks zugunsten des jeweiligen Eigentümers des von der Ab-

standsunterschreitung betroffenen Grundstücks eine Grunddienstbarkeit mit dem Inhalt bestellt, die forst-
wirtschaftliche Nutzung des von der Abstandsunterschreitung betroffenen Grundstücks einschließlich 
sämtlicher Einwirkungen durch Baumwurf zu dulden und insoweit auf Schadensersatzansprüche aus dem 
Eigentum zu verzichten und

2.	 aufgrund der Standortgegebenheiten, insbesondere der Geländeausformung, der Waldstruktur sowie der 
Windexposition keine erhöhte Baumwurfgefahr besteht.

Dem Antrag auf Genehmigung einer Ausnahme ist ein Plan beizufügen, aus dem die Flurstücksbezeichnung des 
Grundstücks sowie die genaue Lage des zu errichtenden Gebäudes auf dem Grundstück hervorgehen.

NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME  
GEM. § 9 ABS. 6 BAUGB

TEIL A: PLANZEICHNUNG
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DIE KATASTERGRUNDLAGE IST IM ORIGINAL BESTÄTIGT. 
Stand Katastergrundlage Kernplan: 18.09.2015

Die digitale Liegenschaftskarte entstand durch manuelles Digitalisieren der analogen Liegenschaftskarte. Durch Transformationsberechnungen wurde eine blattschnittfreie 
und homogene Liegenschaftskarte erzeugt. Demzufolge kann die Genauigkeit der digitalen Liegenschaftskarte auch nur der Genauigkeit der zugrunde gelegenen, analogen 
Liegenschaftskarte entsprechen. Werden aus der digitalen Liegenschaftskarte Koordinaten entnommen, muss für jede weitere Verwendung beachtet werden, dass die Genauigkeit 
im besten Falle die der grafischen Koordinaten (Präsentationskoordinaten) entspricht. Auch sonstige Maße (Spannmaße), die aus der digitalen Liegenschaftskarte abgeleitet wer-
den, sind unter diesem Gesichtspunkt zu beurteilen. 

Pflege der Anpflanzungen:

Alle Anpflanzungen sind fachgerecht zu pflegen. Alle 
hochstämmigen Bäume sind anzupfahlen. Die Flächen 
um die Pflanzen sollten gemulcht (Gras- oder Rinden-
mulch) werden, um die Anwuchswahrscheinlichkeit zu 
erhöhen und die Pflegekosten zu minimieren. Die Ge-
hölzpflanzungen benötigen wie alle Neupflanzungen 
die obligatorische Anwuchspflege (Schnitt, Wässerung, 
etc.) Für eine fachgerechte Pflege hat der Verursacher 
Sorge zu tragen. Dies gilt insbesondere für die ersten 
Jahre der Anpflanzungen (Herstellungspflege). Wenn 
nötig sind die Anpflanzungen anfangs gegen Wildver-
biss einzeln oder durch Zäunung insgesamt zu schüt-
zen. Es gelten die Bestimmungen der DIN 18916 und 
DIN 18919.
Die genaue Verortung der Ausgleichsmaßnahmen 
kann dem Umweltbericht zum Bebauungsplan ent-
nommen werden.

15.	 KOMPENSATIONSMASSNAHME
GEM. § 9 ABS. 1A BAUGB Zur Kompensation des nicht innerhalb des räum-

lichen Geltungsbereiches ausgleichbaren ökologi-
schen Defizits von 26.968 ökologischen Werteinheiten 
erfolgt auf einer Fläche von 0,5 ha die Umwandlung 
von Acker in Grünland.
Die Ersatzmaßnahmenfläche befindet sich südlich 
des Siedlungsgebietes von Überherrn innerhalb der 
Gemeinde Überherrn und liegt innerhalb der Parzelle 
170/12 auf der Gemarkung Überherrn, Flur 09.

Nach dem Abmähen des bestehenden 
Vegetationsbewuchses mit Entfernen des 
Mahdgutes von der Fläche ist zunächst eine inten-
sive Bodenvorbereitung durchzuführen: nach dem 
Tiefenpflügen ist zur Verringerung der Diasporenbank 
einjähriger Ackerwildkräuter im Boden die Fläche drei-
mal zu grubbern. Nach der Vorbereitung für eine Einsaat 
(Herstellung Feinplanum) ist auf der Fläche eine zerti-
fizierte Mischung (z. B. RSM 7.1.2, Landschaftsrasen 
mit Kräutern) (Regio-Saatgut der Herkunftsregion 9) 
auszubringen. Wichtig sind ein flaches Ausbringen 
des Saatgutes (d. h. kein Einarbeiten, kein Drillen) 
und ein guter Bodenabschluss durch Anwalzen. Falls 
massiv Ackerbeikräutern oder Ruderalarten (Disteln, 
Melden oder Nachschatten) auflaufen und den Erfolg 
der Ansaat gefährden, ist bei einer Wuchshöhe von 
ca. 10 - 15 cm ein Schröpfschnitt durchzuführen. Der 
Mäher oder Mulcher sollte auf eine Höhe von 7-8 cm 
eingestellt werden. Bei hohem Materialanfall empfiehlt 
es sich, das Schnittgut von der Fläche zu entfernen. 
Je nach Entwicklung der Fläche ist ein mehrmali-
ger Schröpfschnitt notwendig. Nach Bildung einer 
geschlossenen Grasnarbe und ggf. dem Rückgang 
von  unerwünschten Ruderalarten soll die zukünftige 
Nutzung möglichst extensiv erfolgen mit einer regel-
mäßigen, maximal zweischürigen Mahd mit einem 
frühsten ersten Schnitt nicht vor der Hauptblütezeit der 
Gräser (als Orientierung: ab ca. Mitte Juni). Das anfal-
lende Mahdgut ist von der Fläche zu entfernen. Eine 
Düngung ist nur im Rahmen einer standortbezogenen   
Erhaltungsdüngung, d. h. eine am Entzug durch Ernte 
bemessene Düngung zulässig. Das Aufbringen orga-
nischen Flüssigdüngers sowie die Verwendung von 
Herbiziden sind verboten.

Die extensive Grünlandnutzung ist für mindestens 20 
Jahre zu gewährleisten.

16.	 GRENZE DES RÄUMLICHEN 
GELTUNGSBEREICHES
GEM. § 9 ABS. 7 BAUGB Siehe Plan. 


